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Betrifft Frage / Hinweis Stellungnahme / Antwort Status 
2.2 Geltungsbe-
reich 

Warum gilt es nur für die STGAG? Das Konzept gilt für die ganze thurmed AG. 
Die anwendbaren Gesetze (siehe 2.4) unter-
scheiden sich. Wenn ein kantonaler Leis-
tungsauftrag vorliegt (so bei der STGAG), 
kommt kantonales Datenschutzrecht zur An-
wendung, ansonsten das nationale Daten-
schutzrecht. 

 

2.4 Aufzählung Gesetze > als PA wenden wir 
bei unklaren Wohnsitzverhältnissen ab 
und zu das Zuständigkeitsgesetz (ZUG) 
an. > evtl. auch aufzuführen? 

In Bezug auf die für das Unternehmen rele-
vanten Datenschutzregelungen spielt der 
Wohnort des PA keine Rolle. Im Einzelfall 
(z.B. bei der Geltendmachung von Betroffe-
nenrechten) kann das Recht des Wohnorts 
zur Anwendung kommen. Die Liste ist be-
wusst nicht vollständig (daher startet der Satz 
mit «insbesondere». 

 

2.5 Datenklassen Sind diese gesetzlich definiert oder wurde 
diese Klassifizierung im Rahmen des Da-
tenschutz-Konzept für die thurmed AG er-
stellt? 

Sie sind im Rahmen des Konzepts erstellt 
worden, wobei man sich an den gesetzlichen 
Grundlagen (z.B. Berufsgeheimnis) orien-
tierte. Es gibt kein Gesetz, welche Daten 
klassifiziert. 

 

2.5 Forschungs-
daten 

Gilt das eigentlich für personalisierte, 
pseudonymisierte und anonymisierte Da-
ten gleichermassen? 
 

Nein, es gilt nur für personalisierte und pseu-
donymisierte Forschungsdaten. Verlieren Da-
ten (alle Kategorien) vollständig ihren Perso-
nenbezug (z.B. durch Anonymisierung) fallen 
die Daten nicht mehr unter die Datenschutz-
gesetzgebung. Das Unternehmen selber 
kann die Daten aber selber noch als äusserst 
wichtig erachten und z.B. als vertraulich oder 
gar sensitiv klassfizieren).  

 

3.1. Personalda-
ten Aufbewahrung 

Wie lange dürfen Personaldaten von aus-
getretenen MitarbeiterInnen noch aufbe-
wahrt werden? Wie lange dürfen Dos-
siers von StellenbewerberInnen aufbe-
wahrt werden? 
 

Da ein ausgetretener Mitarbeiter noch 10 
Jahre lang einen Anspruch auf ein Arbeits-
zeugnis hat, dürfen und müssen seine für das 
Zeugnis relevanten Unterlagen 10 Jahre ab 
Austritt aufbewahrt werden. 
Das Dossier von nicht eingestellten Stellen-
bewerberInnen müssen nach Ablauf der Pro-
bezeit der berücksichtigten Person gelöscht 
werden. Will man es länger aufbewahren, ist 
die Einwilligung der stellensuchende Person 
einzuholen. 
 
Detaillierte Angaben hierzu gibt es im Aufbe-
warhungsreglement. 

 

3.1. Bei Bewerbungen: nur für die konkret be-
worbene Stelle? 
 

Siehe oben.  

3.5 Auskünfte an andere Gesundheitsfach-
personen: müsste das noch nach in-
tern/extern differenziert werden? Die ex-
terne Weitergabe/Einholen von Informati-
onen wird ja u.a. mit dem Generalkonsent 
und Anmeldeformular abgedeckt.  

Ziffer 3.5 hält e contrario fest, dass mit einer 
Einwilligung des Patienten (z.B. auf dem An-
meldeformular, von Generalkonsent spricht 
man eher im Forschungskontext, da er eine 
Einwilligung in die Weiternutzung der Daten 
für die Forschung darstellt) Auskünfte erteilen 
darf (ungeachtet davon, ob an eine Gesund-
heitsfachperson, den Arbeitgeber, die Zusatz-
versicherung etc.). 

 

3.5 gehören VertrauensärztInnen von Ge-
meinden oder Krankenversicherungen 
auch unter diesen Begriff? 
 

Nein. Sie gehören zu den gesetzlich geregel-
ten Kostenträgern gemäss Ziffer 3.6. 

 

3.7 Auch bei Minderjährigen: die Erziehungs-
berechtigten dürfen nur informiert wer-
den, wenn die spezifische Urteilsfähigkeit 

Richtig. Wird die Urteilsfähigkeit der betroffe-
nen Person bejaht, entscheidet diese über 
die Information an Angehörigen. Also auch 
die urteilsfähige, minderjährige Frau in 
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nicht gegeben ist: z.B. 16jährige Frau be-
zügl. Gyn Behandlung: Eltern haben nicht 
unbedingt ein Informationsrecht. 
Wäre noch genau abzuklären. 
 

Gyn.Behandlung. Die Urteilsfähigen Minder-
jährigen PatientInnen sind jedoch darauf hin-
zuweisen, dass eine absolute Diskretion ge-
genüber den Eltern kaum möglich ist, weil die 
Rechnungen des Krankenversicherers und 
der Selbstbehalt u.U. an die Eltern gehen.  

3.7 Mir fehlt aus Sicht Psychiatrie zwischen 
Kapitel 3.5 und 3.6 ein Kapitel bzgl. Aus-
künfte an die Patienten selbst. 
 
Zwar haben selbstverständlich auch die 
Patienten der Psychiatrie uneinge-
schränktes Anrecht auf ihre Patientenda-
ten, in der Psychiatrie sind jedoch in den 
Anamnesen häufig auch heikle Informati-
onen über Dritte beinhaltet, welche vor 
der Herausgabe der Patientendaten ge-
schwärzt werden müssen. 
 

Dass die Rechte Dritter beachtet werden 
müssen (nicht nur in der Psychiatrie) muss 
besser rauskommen, Daher wurde bei Ziffer 
6 (dort werden die Rechte der Betroffenen 
thematisiert) ein Hinweis angebracht. 

 

3.7 Entscheid über med. Massnahmen > PA 
erfasst im SAP max. 2 Angehörige > 
keine Kennzeichnung, wer – sofern nötig, 
dieser möglichen beiden Angehörigen ei-
nen med. Entscheid treffen könnte. Lü-
cke? 

Bei Ziffer 3.7geht es um die Weitergabe von 
Informationen, nicht um die Einwilligung in die 
Behandlung. Wenn der Patient einwilligt, 
dass zwei Personen Informationen bekom-
men sollen, dann geht das auch in Ordnung. 

 

3.7 Entscheid über med. Massnahmen > Bei-
stand wird heute ohne Aufgabenbereich 
(Begleit-/Vertretungs-/Mitwirkungs-/Um-
fassende Beistandschaft) erfasst > Muss 
dies in Zukunft gezielt erfolgen? Heute 
nicht eindeutig erkennbar. 

Vorliegend geht es nur um die Datenweiter-
gabe. Für die Einwilligung in die Behandlung 
gelten die gleichen Vertretungsregeln. Sollte 
der Prozess hierfür noch nicht definiert sein, 
müsste das unbedingt gemacht werden. 

 

3.8 Ist hier die Meldung an Strassenverkehrs-
amt/KaPo, mitgemeint, wenn z.B. eine 
Fahruntauglichkeit zu vermuten ist? 
 

Nein. Im Konzept können nicht alle Melde-
rechte und Meldepflichten behandelt werden. 
Dies muss in einem anderen Dokument gere-
gelt werden. 

 

3.11 Datenzugriff > Wie verhält es sich mit 
Sammel-Logins – z.B. SAP? 

Bei Sammel-Logins gilt das gleiche.JedeR ist 
für seine Arbeit / Zugriffe verantwortlich. Bei 
Sammel-Logins kann mit hilfe von anderen 
Informationen oft auch nachvollzogen wer-
den, wer das Login genutzt hat. 

 

4.5 Verantwortung > evtl. ergänzender 
Punkt? > - «Stellt sicher, dass der Appli-
kations-Support durch eine Drittfirma die 
datenrechtlichen Bestimmungen einhält» 
 

Die Verantwortung, dass das DSMS in der In-
formatik umgesetzt wird, ist beim CTIO (vgl. 
4.4.). Da die IT die Verträge mit den IT-
Dienstleistern abschliesst, kann der Service 
Owner diese Verantwortung gar nicht wahr-
nehmen. 

 

4.6 Aufgaben > evtl. ergänzender Punkt? > 
«Organisiert  in regelmässigen Zeitab-
ständen Datenschutz-Schulungen für die 
verschiedenen Bereiche» 

Wurde bei den Aufgaben angepasst. Bei der 
Verantwortung hatte er die Sensibilisierung 
bereits drinn. 

 

4.13 Aufgaben > evtl. ergänzender Punkt? (in 
Zusammenhang mit Bemerkung aus 
Punkt 4.6) > «Besucht die wiederkehren-
den obligatorischen Schulungen zum Da-
tenschutz.» 

Wie die Mitarbeitenden ihre Pflichten wahr-
nehmen und wie sie an das Wissen hierfür 
kommen, sollte offen gelassen werden. Zu-
mal noch nicht klar ist, wie der Betrieb Infor-
mationen zur Verfügung stellt und wie ge-
schult wird. 

 

4.14 Zusammensetzung Kerngruppe FG-DS > 
Ergänzen: Vertreter FI/PA? 

Die FG-DS sollte einmal in der bestehenden 
Zusammenstellung die Arbeit aufnehmen. 
Wird der Bedarf einer Vertretung FI/PA offen-
sichtlich, kann die Zusammensetzung ange-
passt werden. 

 

6 Kann uns ein Patient - mit seiner Unter-
schrift bestätigt - von der Aufbewahrungs-
pflicht befreien (Antrag: Löschen Sie alle 

Nein. Die Pflicht zur Aufbewahrung besteht 
gegenüber der Gesellschaft und nicht gegen-
über dem Patienten. Daher kann der Patient 
den Spital nicht von einer Pflicht entbinden. 
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meine Daten) oder ist die Aufbewah-
rungspflicht unumstösslich gesetzlich auf-
erlegt? 
 

    

    

    

    

    

 

 

 


